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Die Sitzung hat folgende Tagesordnung:

I. Offentliche Sitzung

1. Ortliche Priifung der Jahresrechnung 2021; Feststellung und Entlastung
2. Vergabe verschiedener Zuschlsse des Landkreises;

2.1. Adolf-Reichwein-Schule Nirnberg

2.2. Freie Waldorfschule Erlangen

2.3. Rudolf-Steiner-Schule Nirnberg

2.4. Jugendverkehrsschulen

2.5. Verein Karpfenland Aischgrund e. V.; Tourismusférderung

2.6. Naturschutzverbande und Teichgenossenschaft Aischgrund

2.7. Feuerwehrwesen; Beschaffung von Drehleiterfahrzeugen

3. Beteiligung an den Betriebskosten flr das geplante Naturparkzentrum Steigerwald
4. Regnitzradweg; Finanzielle Beteiligung des Landkreises

5. Landkreishaushalt 2024; Bericht Gber den Stand des Aufstellungsverfahrens und die
derzeitige Abwicklung des Haushaltsjahres 2023

6. OPNV;

6.1. Abschluss einer Absichtserklarung mit der Stadt Erlangen zur kiinftigen Zusammenarbeit
bei grenziberschreitenden Verkehren

6.2. VGN-Strategie 2030
6.3. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 04.04.2023; Linie 205
7. Landkreiseigenes Brand- und Katastrophenschutzzentrum

8. Bekanntgabe der in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschlisse

Il. Nichtoffentliche Sitzung

Es besteht Beschlussfahigkeit. Die Einladung zur Sitzung erfolgte ordnungsgemaf am 12.06.2023;
die Mehrheit der Mitglieder ist anwesend und stimmberechtigt.



I. Offentliche Sitzung

Den Mitgliedern des Kreisausschusses stehen zu allen nachfolgenden Tagesordnungspunkten
Sitzungsvorlagen zur Verfligung.

1. Ortliche Priifung der Jahresrechnung 2021; Feststellung und Entlastung

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgende Beschllisse zu fassen:

1. Nachdem der Bericht zur ortlichen Rechnungsprifung keine Unstimmigkeiten aufzeigt, die
das Abschlussbild unmittelbar berihren und die gemaf Art. 88 Abs. 3 LKrO aufzuklaren
waren, wird die Jahresrechnung 2021 mit den nachfolgenden Abschlusszahlen festgestellt:

Verwaltungs- Vermogens- Gesamt-
haushalt haushalt haushalt
| EUR EUR EUR
Solleinnahmen 155.378.567,60 18.695.689,03 174.074.256,63
+neue ‘ 0,00 1.453.028,00 1.453.028,00
Haushaltseinnahmereste
- alte Haushaltseinnahmereste 0,00 339.940,13 339.940,13
- alte Kasseneinnahmereste | 26.907,34 0,00 26.907,34

Bereinigte Solleinnahmen 155.351.660,26 19.808.776,90 175.160.437,16

Sollausgaben 154.799.710,26%) 17.196.058,54**) 171.995.768,80*%)

+ neue 797.750,11 2.940.708,18 3.738.458,29
Haushaltsausgabereste

- alte Haushaltsausgabereste 249.828,26 327.989,82 577.818,08
- alte Kassenausgabereste | -4.028,15 0,00 -4.028,15

Bereinigte Sollausgaben 155.351.660,26 19.808.776,90 175.160.437,16

Fehlbetrag/Uberschuss 0,00 0,00 0,00

*) Darin enthalten: Zufiihrung zum Vermdgenshaushalt
**) Darin enthalten: Zufuihrung zur allgemeinen Ricklage

11.206.918,75EUR  (Haushaltsansatz: 3.778.000,00 EUR)
2.165.659,62 EUR (Haushaltsansatz: 0,00 EUR)

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13

2. Fir die festgestellte Jahresrechnung 2021 wird die uneingeschrankte Entlastung erteilt.

Ja: 12 Nein: 0 Anwesend: 13
Beteiligt: 1

Abstimmung: einstimmig beschlossen

Die Beratung und Beschlussfassung zu Nr. 2 des Tagesordnungspunktes erfolgte ohne
Landrat Tritthart. Die Sitzungsleitung tbernahm die weitere Stellvertreterin Gabriele Klauf3ner.
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Vergabe verschiedener Zuschiisse des Landkreises;
Adolf-Reichwein-Schule Niirnberg
Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Fur 20 Gastschiiler wird an die Adolf-Reichwein-Schule in Nirnberg ein Zuschuss in
Hohe von 6.135,60 € ausbezahlt.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
Freie Waldorfschule Erlangen
Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Fir 82 Gastschiler wird an die Freie Waldorfschule Erlangen ein Zuschuss in Hohe
von 25.155,96 € ausbezahlt.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
Rudolf-Steiner-Schule Niirnberg
Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Fir 28 Gastschiler wird an den Rudolf-Steiner-Schulverein e.V. ein Zuschuss in
Hohe von 8.589,84 € ausbezahlt.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
Jugendverkehrsschulen

Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Den Tragern der Jugendverkehrsschulen Uttenreuth, Herzogenaurach und
Lonnerstadt wird fir die Nutzung der Jugendverkehrsschulen durch Schilerinnen
und Schiler der in der Tragerschaft des Landkreises stehenden Schulen ein
Zuschuss in Héhe von jeweils maximal 1.500 € gewahrt.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
Verein Karpfenland Aischgrund e. V.; Tourismusforderung

Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Der Landkreis gewahrt dem Verein Karpfenland Aischgrund e.V. zur Tourismus-
férderung einen Zuschuss in Héhe von 6.000,00 €.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 12 Nein: 0 Anwesend: 13

Die Beschlussfassung erfolgte ohne den 1. Vorsitzenden des Vereins Karpfenland
Aischgrund e.V., Kreisrat Brehm.
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Naturschutzverbande und Teichgenossenschaft Aischgrund
Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Die Zuschisse fur die Naturschutzverbande und die Teichgenossenschaft
Aischgrund werden 2023 wie folgt verteilt:

- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Héchstadt-Herzogenaurach 1.500,00 Euro

- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Erlangen 1.000,00 Euro
- Arbeitsgemeinschaft Heimische Orchideen 500,00 Euro
- Landesbund flir Vogelschutz 1.000,00 Euro
- Teichgenossenschaft Aischgrund 1.000,00 Euro

5.000,00 Euro
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
Feuerwehrwesen; Beschaffung von Drehleiterfahrzeugen
Der Kreisausschuss fasst folgende Beschlisse:

1. Dem Markt Eckental wird zur Beschaffung eines Drehleiterfahrzeugs (DLK
23/12) ein Zuschuss des Landkreises Erlangen-Hochstadt gemaR der
geltenden Foérderrichtlinie des Landkreises in Hohe von 99.000,00 € gewahrt.
Der Zuschussbetrag ist nach Vorlage des Verwendungsnachweises an den
Markt Eckental auszuzahlen.

2. Dem Markt Heroldsberg wird zur Beschaffung eines Drehleiterfahrzeugs
(DLK 23/12) ein Zuschuss des Landkreises Erlangen-Hochstadt gemaf der
geltenden Foérderrichtlinie des Landkreises in Hohe von 99.000,00 € gewahrt.
Der Zuschussbetrag ist nach Vorlage des Verwendungsnachweises an den
Markt Heroldsberg auszuzahlen.

3. Der Gemeinde Uttenreuth wird zur Beschaffung eines Drehleiterfahrzeugs
(DLK 23/12) ein Zuschuss des Landkreises Erlangen-Hochstadt gemaf der
geltenden Forderrichtlinie des Landkreises in Hohe von 99.000,00 € gewahrt.
Der Zuschussbetrag ist nach Vorlage des Verwendungsnachweises an die
Gemeinde Uttenreuth auszuzahlen.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13

Beteiligung an den Betriebskosten fiir das geplante Naturparkzentrum
Steigerwald

Die den Mitgliedern des Kreisausschusses zur Verfliigung stehende Sitzungsvorlage
ist der Niederschrift nochmals als Anlage beigefugt.

Landrat Tritthart begriiRt Frau Sandra Baritsch vom Naturpark Steigerwald e.V. und
fuhrt aus, dass dem Naturpark Steigerwald im Freistaat Bayern auch im Hinblick auf
Klima- und Naturschutz ein hoher Stellenwert zukomme. Im Landkreis Erlangen-
Hochstadt liege flachenmaRig nur ein sehr kleiner Teil des Steigerwaldes, der ein
Randgebiet des Naturparks bildet. Aus diesem Grund habe sich der Landkreis auch
nicht bei der Frage nach dem Standort flir das geplante Naturparkzentrum
positioniert. Dieses werde nach Ansicht von Landrat Tritthart richtigerweise in
Scheinfeld im Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim in einem bestehenden
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historischen Gebaude eingerichtet. Neben der Férderung durch den Freistaat Bayern
erfolge die Finanzierung der Betriebskosten des Naturparkzentrums Steigerwald fir
die ,Nicht-Standort-Landkreise” entsprechend einer Aufteilung nach dem jeweiligen
Flachenanteil. Fir den Landkreis Erlangen-Héchstadt errechnet sich derzeit ein
Betrag in Hohe von 7.231,18 €. Der Freistaat Bayern fordere die Finanzierung der
Betriebskosten auf 25 Jahre zu sichern. Landrat Tritthart betont, dass dann auch die
staatliche Forderung Uber 25 Jahre erfolgen musste. Hierfir gebe es derzeit jedoch
keine ausdrickliche Zusage. Auch musse damit gerechnet werden, dass der anteilige
Betrag steige, da die Betriebskosten im Wesentlichen aus Personalkosten bestehen.

Im Rahmen der nachfolgenden Beratung weist Kreisrat Brehm, der auch
Vorsitzender des Vereins Karpfenland Aischgrund e.V. ist, darauf hin, dass im
Landkreis Erlangen-Hochstadt die Teichwirtschaft zur Kernstruktur gehére und die
Unterstitzung zwischen Naturpark Steigerwald e.V. und den Kommunen im
Karpfenland Aischgrund e.V. gegenseitig erfolgen solle.

Auf Nachfrage aus dem Gremium erlautert Frau Baritsch die Fordervoraussetzungen
des Bayerischen Staatsministeriums fir Umwelt- und Verbraucherschutz. Dieses
foérdere den Bau des Naturparkzentrums mit rund 2 Mio. €. Fir die Férderung der
Betriebskostenpauschale misse jahrlich ein Arbeitsprogramm vorgelegt werden. Ziel
seien 20 000 Besucherinnen und Besucher jahrlich. Hierauf werde das Ministerium
sein Augenmerk legen. Eine Zusage fur eine staatliche Férderung fur 25 Jahre gebe
es im Voraus nicht. Mit einer Aufnahme des Betriebs des Naturparkzentrums kdnne
im Jahr 2025/2026 gerechnet werden. Die mdgliche Zusammenarbeit mit dem
Steigerwald-Zentrum und dem Baumwipfelpfad sei in Form der vorzulegenden
Projektskizze flr den Antrag auf Férdermittel dargestellt worden. Dabei wurde davon
ausgegangen, dass das Naturparkzentrum in Scheinfeld die Lebensraumvielfalt des
Naturparks Steigerwald mit seiner Teichwirtschaft und z.B. auch dem Weinanbau
abbilden sollte und damit das Steigerwald-Zentrum als reines Waldzentrum erganzen
kénne. Insofern wurde die Aufteilung mit dem Steigerwald-Zentrum und
Baumwipfelpfad im nérdlichen und dem Naturparkzentrum im stdlichen Teil des
Naturparks fur gut erachtet.

Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Der Landkreis Erlangen-Hochstadt tragt die anteiligen jahrlichen Betriebskosten des
Naturparkzentrums  Steigerwald auf der Basis des vorgeschlagenen
Aufteilungsschlissels.

Der Betriebskostenanteil fallt voraussichtlich ab dem Haushaltsjahr 2025 an.

Der Landrat wird ermachtigt, im Zuge der anstehenden Planungen die gemeinsame
Erklarung der sechs Steigerwald-Landrate zu Errichtung und Betrieb des

Naturparkzentrums abzuschlieRRen.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
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Regnitzradweg; Finanzielle Beteiligung des Landkreises
Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Der Landkreis Erlangen-Hochstadt beteiligt sich an der Finanzierung des Projektes
-RegnitzRadweg 2024-2026“. Finanziell wird ein Zuschuss in Héhe von maximal
1.600,00 € jahrlich ab dem Jahr 2024 fir die Dauer von drei Jahren gewahrt.

Die Kosten sind bei der Haushaltsstelle 0.7901.6610 einzuplanen.
Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13

Landkreishaushalt 2024; Bericht liber den Stand des Aufstellungsverfahrens
und die derzeitige Abwicklung des Haushaltsjahres 2023

Landrat Tritthart teilt erganzend zur Sitzungsvorlage mit, dass nach Auswertung der
Haushaltsabfrage bei den einzelnen Fachbereichen derzeit von einem plangemalien
Abgleich des Landkreishaushaltes 2023, wie im Haushaltsplan dargestellt,
ausgegangen werden kénne.

Die Mitglieder des Kreisausschusses nehmen die Information zur Kenntnis.
OPNv;

Abschluss einer Absichtserklarung mit der Stadt Erlangen zur kiinftigen
Zusammenarbeit bei grenziiberschreitenden Verkehren

Die den Mitgliedern des Kreisausschusses zu diesem Tagesordnungspunkt
vorliegende Sitzungsvorlage sowie die Absichtserklarung/Letter of Intent sind der
Niederschrift nochmals als Anlage beigefugt.

Landrat Tritthart fasst diese zusammen wund begrif3t die vorliegende
Absichtserklarung ausdricklich. Die Zusammenarbeit mit der Stadt Erlangen werde
danach im Bereich OPNV weiter intensiviert. Dies sei bei landkreisiiberschreitenden
Linienverkehren in anderen Bereichen bereits der Fall und es gebe entsprechende
Vereinbarungen. Bei Fahrten in das Stadtgebiet Erlangen entscheide derzeit noch
allein der Landkreis wo und wie die Fahrten geflhrt werden und trage auch die
Kosten daflr. Landkreis und Stadt beabsichtigen nun eine Harmonisierung von
stadtischen und regionalen Verkehren mit dem Ziel, den Burgerinnen und Burgern
das bestmdgliche Verkehrsangebot bieten zu kdnnen.

In der anschlieRenden Beratung wird die Absichtserklarung in mehreren
Wortmeldungen ausdrticklich begrifdt und fur deren Ausarbeitung gedankt. Es gelte
nun, die Verknipfungen zu optimieren, den Verlauf der StUB mit zu berticksichtigen
und Ldsungen flir die teilweise unterschiedlichen Interessen zu finden. Mit der
Absichtserklarung wurde alles zu Papier gebracht und schon dies habe zum
gegenseitigen Verstandnis beigetragen.

Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Der vorliegende Letter of Intent/Absichterklarung zur weiteren Konkretisierung der
Verhandlungen Uber die grenziiberschreitenden Verkehre mit der Stadt Erlangen
wird zustimmend zur Kenntnis genommen. Der Landrat wird ermachtigt, die
Absichtserklarung abzuschlief3en.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13



6.2.

6.3.

VGN-Strategie 2030

Die den Mitgliedern des Kreisausschusses zu diesem Tagesordnungspunkt zur
Verfugung stehende Sitzungsvorlage ist der Niederschrift nochmals als Anlage
beigefligt.

Landrat Tritthart fasst diese zusammen und berichtet, der Verkehrsverbund
Grofsraum Nurnberg (VGN) habe von sich aus die Diskussion Uber seine zukiinftige
Ausrichtung angestof3en. Der VGN sei der grofite Verkehrsverbund in Bayern, und
zwar ein Verbund der Verkehrsunternehmen. Damit unterscheide er sich auch
wesentlich vom Verkehrsverbund Minchen. Dieser sei ein Verbund der Kommunen.
Die aktuellen Themen der Verkehrswende mit dem 49 €-Ticket und dem nun
angeklndigten 29 €-Ticket haben gezeigt, dass der Verkehrsverbund insgesamt
schlagkaftiger und schneller werden misse. Vorstellbar sei auch die Organisation
weiterer Themen und Aufgaben an zentraler Stelle in einem besseren und effektiven
Zweckverband. Hierzu gebe es aber durchaus auch kritische Stimmen. Die
Diskussion befinde sich am Anfang, es sei jedoch der richtige Weg, diese zu fuhren.
Uber den weiteren Fortgang werde regelmaRig berichtet.

Auf Rickfrage aus dem Gremium, ob auch grundlegend die Frage der kinftigen
Rechtsform diskutiert werde, wird dies von Landrat Tritthart bejaht. Es gehe um
grundlegende Fragen der Ausrichtung des VGN in Zukunft.

Die Mitglieder des Kreisausschusses nehmen die Information zur Kenntnis.

Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 04.04.2023; Linie 205

Der Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 04.04.2023 ist der Niederschrift nochmals
als Anlage beigefigt.

Der Fraktionsvorsitzende der SPD-Kreistagsfraktion, Kreisrat Dr. Hacker, bedankt
sich fur die Prifung und weitere Behandlung. Er weist darauf hin, dass ihm eine
ahnliche Problematik fur die Fahrten von Erlangen nach Herzogenaurach aus dem
Bereich der Lebenshilfe geschildert wurde.

Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Die Verwaltung priift zusammen mit dem fiir die Uberplanung des LB 6 beauftragten
Planungsbiro plan:mobil, ob ein Verkehrsbedirfnis flr zusatzliche Fahrten mit der
Linie 205 an Samstagen, Sonn- und Feiertagen aus Erlangen in Richtung Héchstadt
(Gber Gremsdorf) vor 6:00 Uhr besteht. Bei positiver Gesamtwirdigung sollen diese
zusatzlichen Fahrten so bald wie mdglich umgesetzt werden.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
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Landkreiseigenes Brand- und Katastrophenschutzzentrum

Landrat Tritthart begrtRt Kreisbrandrat Matthias Rocca und teilt mit, dass dieser die
Uberlegungen fir ein landkreiseigenes Brand- und Katastrophenschutzzentrum
zusammen mit dem zustandigen Abteilungsleiter, Oberregierungsrat Andreas
Christgau, im Rahmen einer Prasentation vorstellen wird.

Landrat Tritthart weist auf die massiv sich verandernden Aufgaben im Bereich des
Katastrophenschutzes hin. Es gelte daher einzelne Schritte in Richtung Zukunft
weiterzugehen. Dies habe bereits mit der Umsetzung des Wechselladersystems
begonnen.
Im weiteren Fortgang geht Oberregierungsrat Christgau im Rahmen einer
Prasentation zunachst auf die Pflichtaufgaben des Landkreises nach dem Bayer.
Feuerwehrgesetz und Bayer. Katastrophenschutzgesetz ein und stellt die aktuelle
Unterstell- und Lagersituation im Landkreis fur Gerat und Fahrzeuge ebenso vor, wie
geplante und erforderliche weitere Investitionen dazu. Die Idee eines
landkreiseigenen Brand- und Katstrophenschutzzentrums umfasse Folgendes:

¢ Zusammenfassung aller landkreiseigenen Ausstattung an einem Ort

o Die fur den Erstzugriff erforderlichen Ausstattungen verbleiben bei den

Feuerwehren

o Schaffung einer zeitgemaRen Ubungsanlage inkl. Schulungsraumen

o Effektive Nutzung und Auslastung von Flache und Material

e Schaffung von Redundanzen

AnschlieBend erlautert Kreisbrandrat Rocca die verschiedenen Bereiche eines
Brand- und Katastrophenschutzzentrums. Dies seien eine neue Atemschutzwerkstatt
und —Ubungsstrecke, da die Bestehende in Herzogenaurach deutlich zu klein
geworden ist und nicht mehr den Anforderungen genige. Weiterhin seien
Verwaltungsraume flr die Kreisbrandinspektion vorgesehen. Der flachenmafig
grolte Bereich musse fiir eine Fahrzeughalle eingeplant werden. Die derzeitigen
Unterstellmdglichkeiten auf ortlicher Ebene der Feuerwehren bei den Gemeinden
seien ausgelastet. Zentral kdnnten auch Vorkehrungen fir den Einsatz geschaffen
werden, z.B. mit Einrichtung einer Stabsstelle bei Unwettervorwarnungen; ebenso
zentrale Werkstatten z.B. eine Schlauchreparaturwerkstatt und Lager, so dass bei
Hilfeleistungskontingenten nicht alle Gerate und Materialien aus den verschiedenen
Orten im gesamten Landkreis abgeholt werden missen. Themen, wie der Umgang
mit Motorsagen, Schneiden im Korb oder auch Drehleitermaschinistenlehrgange,
kénnen in Spezialausbildungen vor Ort intensiviert werden. Derzeit Ubersteige der
Ausbildungsbedarf das tUberortliche Angebot. Ausreichende AulRenanlagen kénnen
die sachgerechte und realisitische Ausbildung gewahrleisten, genannt wird ein
Brandibungscontainer. Kreisbrandrat Rocca flhrt weiter aus, dass die
Wechselladertragerfahrzeuge bei den Feuerwehren verbleiben. Zentral
zusammengeflhrt werden sollen nur Fahrzeuge sowie Anhanger und Material,
welches bei einem Einsatz nachgeholt werden kénne (z.B. der Abrollbehélter
Hochwasser). Insgesamt handle es sich um ein groRes Projekt, das in
Modularbauweise errichtet werden koénnte, beginnend mit dem Modul 1, der
Atemschutzwerkstatt, Atemschutzibungsstrecke und der Verwaltung. Danach
konnten die Module 2 bis 5 mit der Fahrzeughalle mit Werkstatten, dem Lager, die
Ausbildung und die AuRenflachen folgen. Kreisbrandrat Rocca betont, eine
Standortdiskussion zum jetzigen Zeitpunkt sei nicht sinnvoll, da noch nicht feststehe,
in welcher GréRenordnung Flachen benétigt werden und welche Anforderungen im
Detail zu erflillen sind. Sinnvoll sei eine verkehrsglinstige (Autobahnnahe), zentrale
Lage im Landkreis, aufllerhalb von Ortschaften und Wohngebieten (Stichwort:
Rauchentwicklung, Brandlibungscontainer). Hinsichtlich der Férdermoglichkeiten
gebe es von der Regierung von Mittelfranken positive Rickmeldungen fir die
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Stellplatze, die Atemschutzwerkstatt und die Atemschutziibungsstrecke in Héhe von
rund 1,7 Mio. €. Einsparmdglichkeiten seien ggf. durch Kooperationen mit anderen
Hilfsorganisationen moglich. Aktuell wurde bereits von Seiten des THW Baiersdorf
Interesse an einer Kooperation signalisiert. Diese sei auch grundsatzlich vorstellbar.
Nach der heutigen Vorstellung der Idee und der Konzeption und einem positiven
Beschluss kénne mit Hilfe eines externen Planungsbiros weiter detailliert geplant
werden, um dann mit belastbaren Anforderungen an ein mdgliches Grundstlick u.a.
die Standortfrage zu klaren.

Im Anschluss an die Prasentation, die dieser Niederschrift als Anlage beigefugt ist,
teilt Landrat Tritthart mit, dass man mit dem THW Baiersdorf in Kontakt stehe, um
mdgliche Synergieeffekte zu nutzen. Das THW sei jedoch eine Bundeseinrichtung
mit allen dahinterstehenden Vorgaben, Vorschriften und Bdirokratie. Die
Zusammenarbeit sei jedoch hervorragend, er erinnere u.a. an die Zeit der Corona-
Pandemie. Mit den értlichen Feuerwehren seien Idee und Konzeption abgestimmt.
Im Rahmen der Beratung wird die Idee und Konzeption eines landkreiseigenen
Brand- und Katastrophenschutzzentrums in  mehreren  verschiedenen
Wortmeldungen ausdricklich begriit. Es kénne ein Ort der Identifikation und des
Zusammenhaltes geschaffen werden. Wichtig sei jedoch die offene und
Zielgerichtete Kommunikation mit den Ortlichen Feuerwehren. Eine Zusammenarbeit
mit dem THW, um Synergieeffekte zu nutzen, sei sehr wiinschenswert, wohl aber
auch abhangig von einem mdglichen Standort. Der eingeschlagene Weg wird
durchweg als richtig erachtet, obwohl insgesamt mit deutlich héheren Kosten zu
rechnen sei. Auf Nachfrage aus dem Gremium teilt Kreisbrandrat Rocca mit, dass es
etwas Vergleichbares derzeit noch nicht gebe, aber auch anderswo ahnliche
Uberlegungen und Planungen gemacht werden. Der Fraktionsvorsitzende der CSU-
Kreistagsfraktion, Kreisrat Nussel, spricht sich auch fir die vorgesehenen
AusbildungsmalRnahmen aus, da damit auch die Uberdrtliche Ausbildung erleichtert
werden konne. Er pladiert dafiir, die Planungen auf einen Zweckbau mit Blick auf die
Kosten hin auszurichten und dies dem Planungsbiro als Vorgabe zu machen. Seiner
Meinung nach sollte wegen der allgemeinen Kostenentwicklung auch in einem Zug
alles gebaut und auf die Modulbauweise verzichtet werden. Der Fraktionsvorsitzende
von Bundnis 90/Die Grinen, Kreisrat Hirschmann, erganzt, es kdénnte auch ein
Zweckbau in Holzbauweise gefordert werden. Zudem sollte vor Ubernahme von
Ausbildungen vorab die maximale staatliche Férderung angefragt und geklart
werden. Zur personellen Betreuung teilt Kreisbrandrat Rocca mit, dass bereits jetzt
der Atemschutzgeratewart hauptberuflich tatig ist und diese Entwicklung sich aller
Voraussicht nach fortsetzen werde. Es sei deshalb immer jemand vor Ort anwesend.
Der Vorschlag Schulungsraume auch flr Rettungsdienste zur Verfligung stellen,
kénne selbstverstandlich aufgenommen werden. AbschlieRend wird nochmals
deutlich gemacht, dass es sich um eine gute Idee handelt, die einen echten Mehrwert
fur Feuerwehr und Katastrophenschutz habe, von dem auch alle Ehrenamtlichen
profitieren kdnnen.

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschluss zu fassen:

Der Fortfihrung der Planungen fur die Errichtung eines landkreiseigenen Brand- und
Katastrophenschutzzentrums wird zugestimmt. Die Verwaltung wird beauftragt, alle
notwendigen Schritte flr die Realisierung und Schaffung der férderrechtlichen
Voraussetzungen zu prufen.

Abstimmung: einstimmig beschlossen Ja: 13 Nein: 0 Anwesend: 13
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8. Bekanntgabe der in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse
Der in der beiliegenden Informationsvorlage benannte Beschluss aus der

nichtéffentlichen Sitzung des Kreisausschusses vom 21.04.2023 wird o6ffentlich
bekannt gemacht.

Il. Nichtoffentliche Sitzung

Erlangen, 26.06.2023

Alexander Tritthart Birgit Stolla
Landrat Regierungsratin



Landkreis Erlangen-H6chstadt

Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SG13/052/2023

Sachgebiet: SG 13 - Kreisentwicklung, Klimaschutz, Datum: 12.06.2023
birgerschaftliches Engagement, Senioren

Bearbeitung: Thomas Wachtler AZ. 13 802

Beratungsfolge Termin Behandlung

Kreisausschuss 23.06.2023 Offentliche Sitzung

Beteiligung an den Betriebskosten fiir das geplante Naturparkzentrum Steigerwald

|. Sachverhalt:

Der Naturpark Steigerwald bemiuiht sich derzeit um die Einrichtung eines Naturparkzentrums.
Das Naturparkzentrum soll zentrale Anlaufstelle fir Gaste sein und mit Ausstellungen,
Veranstaltungen und Bildungsaktivitaten Uber den Naturpark und seine Naturrdume
informieren. Das Bayerische Staatsministerium fir Umwelt und Verbraucherschutz bietet den
Naturparken Bayerns die Moglichkeit, die Einrichtung und den Betrieb jeweils eines
Naturparkzentrums zu fordern.

Nach Erstellung einer externen Standortanalyse, in der vier potenzielle Standorte untersucht
wurden, wurde das ehemalige Amtsgericht in Scheinfeld als Standort flr das zukinftige
Naturparkzentrum Steigerwald definiert.

Der Naturpark hat daraufhin eine Projektskizze erarbeitet, in der unter anderem Ziele und
Zielgruppen, raumliche Aufteilung, Erreichbarkeit des Zentrums, Erwartungen zur Nachfrage
und die Finanzplanung aufgezeigt wurden. Geplant ist ein fester Ausstellungsbereich und
wechselnde Ausstellungen. Das Zentrum soll stetig mit Umweltbildungsaktivitaten und
Veranstaltungen auch in Zusammenarbeit mit der Stadt Scheinfeld und weiteren Partnern
belebt werden. Zum  Gebdude gehort ein  sehr groBer  Aullenbereich
(Gesamtgrundstticksflache rund 6.000 m?), der die Ausstellungsinhalte erlebbar macht und
ebenfalls Platz fur Bildungsaktivitaten, Projekte mit Schulklassen und Kitas oder auch fir
Artenschutzaktivitaten bietet. Als Schwerpunktthema wurde die besondere Vielfalt an
Lebensraumen im Naturpark Steigerwald festgelegt, so dass die Moglichkeit besteht, das
gesamte Naturparkgebiet mit seinen Besonderheiten einzubeziehen.

Die Projektskizze wurde bei der Regierung von Mittelfranken bzw. dem Umweltministerium
eingereicht. Die Konzeption wurde und wird durch eine ,Lenkungsgruppe Naturparkzentrum®
mit Vertretern der sechs Steigerwald-Landkreise unterstiitzt. Derzeit wird weiter an den
Vorbereitungen fir die Beantragung der Fordermittel und Planungen gearbeitet.

Gemeinsam mit der Stadt Scheinfeld, die das Gebaude inzwischen angekauft hat, laufen



derzeit Untersuchungen und Abstimmungen in Bezug auf die Sanierung,
denkmalschutzrechtliche Vorgaben etc.

Mit der Inbetriebnahme des Naturparkzentrums ist ab Ende 2025 zu rechnen. Das
Umweltministerium erwartet aber bereits in der jetzigen Phase eine Zusage uber die
Aufteilung und Ubernahme der kiinftigen Betriebskosten. Fir die Betriebskosten wurden
eine Kostenschatzung und ein Finanzierungsmodell mit Beteiligung der sechs Steigerwald-
Landkreise aufgestellt.

In den Naturpark-Landkreisen Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim, Hal3berge, Schweinfurt
und Kitzingen wurden die Beschlisse zur der Beteiligung an den Betriebskosten bereits
gefasst; im Landkreis Bamberg steht dies in nachster Zeit an.

Trager des Naturparkzentrums ist der Naturpark Steigerwald e. V. Im Hinblick auf die
Forderung ist der Betrieb des Naturparkzentrums und die damit verbundene Finanzierung far
die Dauer von 25 Jahren zuzusagen.

Forderung und Finanzierung der spateren laufenden Betriebskosten
1. Grundlagen der Berechnung

e Forderfahig sind Personalkosten, Gebaudenebenkosten und Sachausgaben fur
das Naturparkzentrum.

e Erforderlich sind gem&R Vorgaben der Foérderrichtlinie mindestens drei
Vollzeitstellen (davon mindestens zwei Stellen TV6D E10 und eine Stelle TV6D
E6).

e Die standige personelle Betreuung der Informations- und Bildungsarbeit ist mit
fachlich qualifiziertem Personal im erforderlichen Umfang zu gewahrleisten, die
Mindest6ffnungszeit pro Jahr betragt 2.000 Stunden.

e Der Zuschuss des Ministeriums fir Betriebskosten betrédgt nach der aktuellen
Forderrichtlinie pauschal max. 193.000 € / Jahr. Es ist ein jahrliches
Arbeitsprogramm einzureichen.

e Der Betrieb des Naturparkzentrums ist mindestens 25 Jahre sicherzustellen.

2. Kostenschatzung der jahrlichen Betriebskosten fir das Naturparkzentrum
Steigerwald

Die Naturpark-Geschéftsfihrung hat auf der Grundlage von Schatzkosten aus der
Studie "Naturparkzentren in Bayern" (BTE 2020) sowie von Erfahrungswerten
vergleichbarer Einrichtungen folgende jahrliche Betriebskosten angesetzt (Stand
2022):



Kostenschatzung jahrliche Betriebskosten Naturparkzentrum

Stand: Marz 2022, Grundlage: Schatzkosten Studie "Naturparkzentren in Bayern" BTE 2020, Erfahrungswerte
vergleichbarer Einrichtungen.

Personalkosten
1 x TvoD 10/3 100 % (Jahresbrutto, Arbeitgeberanteil. 10 %
Personalnebenkostenpauschale, gerundet) 69.000,00 €
1 x TvoD 10/3 100 % (Jahresbrutto, Arbeitgeberanteil. 10 %
Personalnebenkostenpauschale, gerundet) 69.000,00 €
1 x TvoD 6/3 100 % (Jahresbrutto, Arbeitgeberanteil. 10 %
Personalnebenkostenpauschale, gerundet) 52.000,00 €
Hilfskréafte 10.000,00 €
Gebdudenebenkosten 50.000,00 €
Sachausgaben (Aktualisierung Ausstellung,
Offentlichkeitsarbeit) 40.000,00 €
Gesamt 290.000,00 €
3. Aufteilung der Betriebskosten des NPZ Steigerwald

Landkreise %-Anteil

Flache am

Naturpark

ohne Betriebskosten

Landkreis Betriebskosten NPZ |anteilig nach

NEA Sockelbetrag Flachenanteil Gesamt
Hassberge 23,66 1.500,00 9.698,92 11.198,92
Bamberg 28,76 1.500,00 11.793,01 13.293,01
Kitzingen 25,81 1.500,00 10.580,65 12.080,65
Schweinfurt 7,80 1.500,00 3.196,24 4.696,24
Erlangen-
Hochstadt 13,98 1.500,00 5.731,18 7.231,18

100,00 7.500,00 41.000,00 48.500,00

Die Aufteilung der jahrlichen Betriebskosten fur die funf ,Nicht-Standort-Landkreise® wurde

im Vorfeld mit

den Ansprechpartnern der

folgendermal3en vorgeschlagen:

Forderung

Landkreis NEA (Standort)
Landkreise BA, ERH, SW, KT, HAS

193.000,00 Euro
48.500,00 Euro

48.500,00 Euro

Gesamt

290.000,00 Euro

funf Landkreise besprochen und wird




Die Landkreise Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim, Kitzingen, Schweinfurt und HaRRberge
haben der Beteiligung an den Betriebskosten des Naturparkzentrums Steigerwald bereits
zugestimmt; im Landkreis Bamberg ist die Beschlussfassung am 10. Juli 2023 anberaumt.
Im Landkreis HalRberge erfolgte die Zustimmung vorbehaltlich der Zustimmung aller
Steigerwald-Landkreise.

Im weiteren Fortgang der Fordermittelbeantragung ist eine Klarung der sechs Steigerwald-
Landrate/Landratin einzureichen, die die gemeinsame Beflrwortung des Naturparkzentrums
mit den vorgesehenen Planungen bekraftigt.

Il. Beschlussvorschlag:

Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Der Landkreis Erlangen-Hochstadt tragt die anteiligen jahrlichen Betriebskosten des
Naturparkzentrums Steigerwald auf der Basis des vorgeschlagenen Aufteilungsschlissels.

Der Betriebskostenanteil fallt voraussichtlich ab dem Haushaltsjahr 2025 an.
Der Landrat wird erméchtigt, im Zuge der anstehenden Planungen die gemeinsame

Erklarung der sechs Steigerwald-Landrate zu Errichtung und Betrieb des Naturparkzentrums
abzuschliel3en.



Landkreis Erlangen-H6chstadt

Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: AL 2/012/2023

Sachgebiet: Abteilung 2 - Kommunales und Jugend Datum: 12.06.2023
Bearbeitung: Manuel Hartel AZ:

Beratungsfolge Termin Behandlung
Kreisausschuss 23.06.2023 offentliche Sitzung

OPNV; Abschluss einer Absichtserklarung mit der Stadt Erlangen zur kinftigen
Zusammenarbeit bei grenziiberschreitenden Verkehren

Anlagen:
Grundsatze des Ausgleichs von stadtgrenziberschreitenden Regionalbuslinien (Entwurf)

Losungsvorschlage Grenziiberschreitender Linienverkehr
Absichtserklarung zwischen Landkreis Erlangen-Hdchstadt und Stadt Erlangen (Entwurf)

|. Sachverhalt:

Der Landkreis Erlangen-Hochstadt hat bereits im Jahr 2021 damit begonnen, die
Zusammenarbeit mit der Stadt Erlangen auf dem Gebiet des OPNV zu vertiefen. Zum
damaligen Zeitpunkt wurde die kiinftige Erarbeitung eines abgestimmten, integrierten,
flachendeckenden gemeinsamen Organisations- und Finanzierungsrahmenkonzepts fir alle
grenziberschreitenden Linienverkehre vereinbart. Die Erarbeitung dieses Rahmenkonzepts
erfolgt dazu in der gleichzeitig gegriindeten Besonderen Arbeitsgemeinschaft gem. Art. 5
KommZG. Die Arbeitsgemeinschaft tagt seitdem in regelmaRigen Abstdnden und unter
Beteiligung von Verwaltung und politischen Vertretern des AK Nahverkehr.

Eine besondere Herausforderung stellt die Regelung der kinftigen
Aufgabentragerzustandigkeiten fir grenziiberschreitende Verkehre sowie die Frage der
Kostentragung dar. Parallel dazu wird der von der Stadt Erlangen beauftragte
Verkehrsplaner in Kirze Vorschlage fir die kinftigen Linienflhrungen der
Regionalbusverkehre auf Erlanger Stadtgebiet vorstellen, die untereinander abgestimmt
werden mussen. Ziel sind hier gleichlautende Kapitel in den jeweiligen Nahverkehrsplanen
am Ende des Prozesses.

Um einen weiteren Schritt in Richtung des erstrebten Rahmenkonzepts zu kommen, wurde
nun von beiden Seiten ein sog. Letter of Intent (Absichtserklarung) abgestimmt, in dem die
unterschiedlichen Positionen zusammengebracht werden. Der Letter of Intent ist nun im
Rahmen der gemeinsamen Arbeitsgemeinschaft endabgestimmt und kann nun den
zustandigen kommunalen Gremien zum Beschluss vorgelegt werden.

Zusammengefasst regelt der Letter of Intent, auf welcher Grundlage beide Seiten
beabsichtigen, zu abschlielenden Zweckvereinbarungen zu gelangen und welche Punkte
nun als nachstes zu verhandeln sind. Dabei wird die gemeinsame Absicht erklart, dass
kinftig auch bei den nach Erlangen einbrechenden Regionalverkehren das sog.
Territorialprinzip gelten soll. Dies bedeutet eine klar definierte Aufgabentragerschaft auf dem



jeweils eigenen Gebiet samt der daraus erwachsenden Kostentragungspflicht. Dadurch wird
deutlich, dass fur die nach Erlangen fuhrenden Regionalverkehre Stadt und Landkreis kiinftig
gemeinsam verantwortlich sind. Dies bedeutet weiterhin, dass kinftig notwendige
Regelungen zu Aufgabenubertragungen fir Ausschreibung und Durchfihrung der
Regionalverkehre nach dem KommzZG einvernehmlich getroffen werden missen.

AulRerdem soll diskutiert werden, wie wirtschaftlich und verkehrlich mit den noch laufenden
Regionalverkehren umgegangen werden soll, welche noch nicht auf Grundlage des
Territorialprinzips geregelt waren. Hier plante der Landkreis historisch gewachsen
bekanntlich eigenstandig und erhalt, soweit nicht eigenwirtschaftlich, alle Kosten der
Verkehre und erhdlt die Erlose. Diese Verkehre sind allerdings teilweise nicht optimal mit den
Stadtbuslinien verknupft.

Landkreis und Stadt beabsichtigen nun eine rasche Harmonisierung von stadtischen und
regionalen Verkehren, um den Birgern in der Zukunft ein noch besseres Verkehrsangebot
bieten zu konnen. Zudem ist beabsichtigt, bei allen kinftigen Vergaben eine mobgliche
Realisierung der Stadt-Umland-Bahn zu berlcksichtigen.

AulBerdem betonen Landkreis und Stadt ihre Absicht, die Herausforderungen der
Verkehrswende gemeinsam bewaltigen zu wollen.

Aus Sicht der Verwaltung stellt der vorliegende Letter of Intent einen weiteren Baustein dar,

die Zusammenarbeit im OPNV mit der Stadt Erlangen vertrauensvoll zu vertiefen und nun in
absehbarer Zeit zu abschlieRenden Vereinbarungen zu kommen.

Il. Beschlussvorschlag:

Der Kreisausschuss fasst folgenden Beschluss:

Der vorliegende Letter of Intent/ Absichterklarung zur weiteren Konkretisierung der
Verhandlungen ber die grenziberschreitenden Verkehre mit der Stadt Erlangen wird
zustimmend zur Kenntnis genommen. Der Landrat wird ermachtigt, die Absichtserklarung
abzuschliefl3en.



Entwurf Stand 02.05.2023 Abstimmung AG NVP

Letter of Intent / Absichtserkldrung
zwischen
dem Landkreis Erlangen-Hochstadt [vertreten durch den Landrat Herr Alexander Tritthart]
(nachstehend als ,,Landkreis” bezeichnet)
und
der Stadt Erlangen [vertreten durch den Oberbiirgermeister Herr Dr. Florian Janik]

(nachstehend als ,,Stadt” bezeichnet)

Die Beteiligten dieser Absichtserklarung werden nachstehend gemeinsam auch als ,,Par-
teien” bezeichnet.

Praambel

Die Parteien dieser Absichtserklarung sind nach § 8 Abs. 3 PBefG i. V. m. Art. 8 Abs.1
BayOPNVG Aufgabentriger und gem. Art. 2 lit. ¢) VO 1370/2007 i. V. m. Art. 8 Abs. 2
BayOPNVG 6rtlich zustidndige Behérde fiir den straRengebundenen éffentlichen Personen-
nahverkehr (OPNV). Ihnen obliegt damit die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung
der Bevdlkerung mit Verkehrsleistungen jeweils in ihrem eigenen Wirkungskreis.

Aufgrund der europdischen und nationalen rechtlichen Rahmenbedingungen ist es erforder-
lich, die Organisation und Ausgestaltung von OPNV-Linien, die die Gebiete und die Bedie-
nung mehrerer Aufgabentragern betreffen, neu zu ordnen.

Landkreis und Stadt haben diesbeziiglich bereits vereinbart, dass sie grenziiberschreitende
Verkehre kiinftig einvernehmlich miteinander abstimmen werden und hierzu jeweils ein
gleichlautendes Kapitel in ihren Nahverkehrsplanen verabschieden werden. Dies soll insbe-
sondere kiinftige Linienfihrungen, Takte und Qualitatsstandards betreffen.

Zudem sind sich die Parteien dariiber einig, dass unter Berticksichtigung der gesetzlich be-
stimmten Aufgabentrigerschaft zur Weiterentwicklung des OPNV, zum Abbau von Zugangs-
und Ausgestaltungshemmnissen in den jeweiligen Gebieten sowie zur gemeinsamen Bewilti-
gung der Herausforderungen der Verkehrswende auch der Themenkomplex ,,gemeinsamen
und/oder abgestimmten Vergaben”, die Moglichkeiten zur mandatierenden und/oder dele-
gierenden Aufgabeniibertragung sowie die Ausgestaltung von jeweils entsprechende Aus-



gleichsgrundsatzen zur sachgerechten (Re-)Finanzierung der grenziiberschreitenden Linien-
verkehr zu kldaren und in einer entsprechend verbindlichen 6ffentlich-rechtlichen Zweckver-
einbarung als Grundlage fir die zukilinftige Zusammenarbeit zu regeln sind. Unabhangig da-
von sind auch den Wechselwirkungen und dem Zusammenspiel des Stadt- und des Regional-
verkehrs im Zusammenhang mit der geplanten Realisierung der ,,Stadt-Umland-Bahn” (nach-
folgend StUB) durch den Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Rechnung zu tragen.

Vor diesem Hintergrund und in Konkretisierung der bereits bestehenden Vereinbarung, be-
treffend die grenziiberschreitenden Verkehre, erklaren die Parteien folgende Absichten:

(1)

(2)

(1)

(2)

§1
Ausgangsbasis

Der Landkreis und die Stadt sind grundsatzlich jeweils fir die Planung, Organisation und
Sicherstellung sowie Finanzierung des OPNV in ihrem Wirkungskreis alleine zustindig
(Territorialprinzip). Entsprechend ist der Landkreis auch zustandig fir die auf seinem Ge-
biet belegenen Abschnitte der Stadtlinien wie auch die Stadt fiir die auf ihrem Gebiet be-
legenen Abschnitte der Regionallinien. Dartber hinaus sieht der Regionale Nahverkehrs-
plan VGN unter Pkt. 2.2 Vorgehensweisen fiir die Behandlung grenziiberschreitender Li-
nien vor.

Die gesetzlichen Aufgabentrdgerzustandigkeiten nach § 8 Abs. 3 PBefGi. V. m. Art. 8
Abs.1 BayOPNVG Aufgabentrager bzw. gem. Art. 2 lit. ¢) VO 1370/2007 i. V. m. Art. 8 Abs.
2 BayOPNVG wurde zwischen den Parteien bisher nur betreffend die VGN-Linie 285T mit-
tels Zweckvereinbarungen nach dem KommzZG (delegierende Ubertragung auf die Stadt)
abweichend geregelt.

§2
Zielsetzung/Zielgestaltung

Die Parteien beabsichtigen, zur Sicherstellung einer friihestmoglichen Harmonisierung
des stiadtischen und regionalen OPNV die entsprechenden MaRnahmen zu ergreifen. Mit
dem Ziel eines integrierten und entsprechend den spezifischen Bediirfnissen einer ausrei-
chenden Bedienung der Bevélkerung aufeinander abgestimmten OPNV beabsichtigten die
Parteien die Zustindigkeiten nach dem BayOPNVG sowie der VO 1370/2007 fiir die zwi-
schen ihnen belegenen grenziiberschreitenden Linien des Regional- wie auch des Stadt-
verkehrs klar und eindeutig mittels entsprechender Zweckvereinbarungen nach dem
KommZG zu regeln. Als Grundlage fir die Verhandlung dieser Zweckvereinbarung dient
der in der Anlage 1 beigefligte ,,L6sungsvorschlag des Landkreises Erlangen-Hdéchstadt:
Kiinftige Ausgleichsgrundséitze im grenziiberschreitenden Linienverkehr zwischen dem
Landkreis ERH und der Stadt ER".

Die Parteien werden prifen, inwieweit mandatierende und/oder delegierende Aufgaben-
Ubertragungen zwischen den Parteien bzw. gemeinsame Aufgabenwahrnehmungen fir



(3

~

(4)

(5)

die unterschiedlichen grenziberschreitenden Linien/Linienbiindel (z.B. in Form von abge-
stimmten oder gemeinsamen wettbewerblichen Ausschreibungen oder auch Direktverga-
ben) in Frage kommen.

Unabhangigkeit von der Frage der origindren rechtlichen Zustandigkeit nach Abs. 2 wer-
den die Parteien in den entsprechenden Zweckvereinbarungen Regelungen zum gemein-
samen praktischen Umgang (z.B. Abstimmungs-/Planungsverfahren, Festlegung/Ande-
rung qualitativer/quantitativer Leistungsstandards, Informations-/Berichtspflichten etc.)
der beiden Parteien untereinander regeln. Dies kann auch die Fragen zum zukiinftigen
Umgang mit neuen Antriebstechnologien (favorisierte zukiinftige Antriebstechnik, ge-
meinsame Beteiligung an Forderprogramm etc.) sowie der Ausgestaltung, Beschaffung
und Einrichtung der zugehorigen Infrastruktur (z.B. integrierte/abgestimmte Infrastruk-
turplanung, gemeinsame Beschaffungsvorgidnge, gemeinsame Infrastrukturgesellschaft)
betreffen.

Die Parteien werden zudem unter Beriicksichtigung der Abs. 2 und Abs. 3 Regelungen zur
angemessenen Tragung der entstehenden Kostendeckungsfehlbetrdage bei den grenziiber-
schreitenden Linien/Linienblindeln treffen. Gleiches kann auch fir die Tragung von Ver-
waltungskosten und sonstige Eigenaufwendungen sowie die Beriicksichtigung der (Mit-
JNutzung von Infrastruktur (u.a. DFI-Anlagen, Haltestellen, Wartehallen, Wartehauschen,
Kundeninformationsterminals mit Ticket-Verkaufsfunktion) sowie sonstigen Ange-
bote/Dienstleistungen (u.a. E-Paper, Kundenbiiro) gelten.

Die Parteien werden friihzeitig vor Auslaufen von 6ffentlichen Dienstleistungsauftra-
gen/Verkehrsvertragen und/oder PBefG-Liniengenehmigungen, die grenziiberschreitende
Linien/Linienblndel betreffen und maoglichst vor dem jeweiligen Beginn der Planun-
gen/Vorbereitungen fiir Anschluss-/Notvergaben falls noch nicht geschehen entspre-
chende Zweckvereinbarungen nach den vorstehenden Regelungen abschlieRen bzw. be-
stehende Zweckvereinbarungen auf ggf. bestehende Anpassungsnotwendigkeiten prifen.
Gleiches gilt fur erstmals eingerichtete Linien/Linienbindel, die die Zustandigkeitsgrenzen
zwischen den Parteien Gberschreiten.

Mit Blick auf die aktuellen PBefG-Genehmigungslaufzeiten der derzeitig grenziiberschrei-
tenden Linien/Linienbiindel werden die Parteien in diesem Sinne nunmehr auch konkrete
Gesprache zu

e Linienbiindel 2 ,Weisendorf” (VGN-Linien 202, 202E),
e Linienbiindel 6 ,Aischgrund“ (VGN-Linien 203, 203E, 205) und
e Linienbiindel 8 ,,Forchheim“ (VGN-Linien 209, 209E, 2010)

zur zukiinftigen Ausgestaltung und mit dem Ziel des Abschlusses einer Zweckvereinba-
rung aufnehmen. Bezogen auf den Umgang mit dem Linienbiindel 8 werden die Parteien
auch gemeinsam auf den ebenfalls betroffenen Landkreis Forchheim zugehen. Der Land-
kreis beabsichtigt fiir dieses Linienbiindel vorerst auch weiterhin, die Aufgabe des OPNV
fiir sein Gebiet einvernehmlich auf den Landkreis Forchheim zu tbertragen. Insoweit ist



(1)

(2)

der Landkreis Forchheim rechtzeitig in die Gesprache iber den Abschluss einer Zweckver-
einbarung einzubeziehen. Auf Grund des Zeitplans ist mit einem baldigen Beginn der Pla-
nungen fir das Linienbindel 8 durch den Landkreis Forchheim zu rechnen.

Den Parteien ist aullerdem bewusst, dass der Landkreis mit den Vorarbeiten und Planun-
gen fir die erneute Ausschreibung seiner Linienbiindel 2 und 6 auf Grund der hierfir zeit-
lichen Notwendigkeiten bereits begonnen hat.

§3
Ubergangszeit

Im Ubrigen existieren derzeit auch noch einige grenziiberschreitenden Linien/Linienbiin-
del, die — unter Beriicksichtigung der PBefG-Genehmigungslaufzeit — erst mittel- bis lang-
fristig zur Neuvergabe anstehen und fiir die bisher noch keine Zweckvereinbarungen iSv.
§ 2 zwischen den Parteien bestehen.

Die Parteien sind sich dartiber einig, dass in Vorbereitung auf zukiinftige Zweckvereinba-
rungen, aber auch zur Abstimmung und Umsetzung ggf. bereits heute bestehender Opti-
mierungspotentiale fiir diese Verkehre sowohl bestehende (rechtliche, verkehrliche etc.)
Anderungsmaéglichkeiten wie auch die wirtschaftliche Situation der Verkehre und ggf. be-
stehende Wechselwirkungen auf andere Verkehre (u.a. eintretende Einnahmenabschop-
fungen, unentgeltliche Nutzung fremder Infrastruktur/Einrichtungen/Dienstleistungen,
Ubernahme von NVP-Bedienungserfordernissen des jeweils anderen durch alleinige Er-
schlieBung von Haltestellen/Bediengebieten) gemeinsam eruiert und diskutiert werden
sollen. Zu diesem Zweck werden sich die Parteien wechselweise uneingeschrankt die je-
weils konkreten Fortschreibungsregelungen der bestehenden Verkehrsvertrage/6ffentli-
chen Dienstleistungsauftrige zugdnglich machen, um die im Ubergangszeitraum noch be-
stehenden Anderungs-/Anpassungspotentiale ermitteln zu kénnen. Soweit notwendig
und zuldssig kdnnen ggf. noch erganzende Informationen bereitgestellt werden. Als
Grundlage und Ausgangsbasis fur die gemeinsame Aufbereitung der wirtschaftlichen Situ-
ation dient im Ubrigen der in der Anlage 2 beigefiigte Entwurf der ,,Grundsdtze des Aus-
gleichs von grenziiberschreitenden Linienverkehren des Landkreises auf dem Stadtgebiet
Erlangen” der Stadt. Dabei soll auch in die Bewertung miteinflieRen, welchen Nutzen und
Aufwand bislang die Erbringung der grenziiberschreitenden Regionalverkehre fiir beide
Seiten grundsiatzlich hatte. Dies betrifft auch die Frage, inwieweit bislang OPNV-Zuwei-
sungen fir die Regionalverkehre vereinnahmt werden.

(3) Auf Basis der gem. Abs. 2 letztlich gefundenen Ergebnisse und Erkenntnisse werden sich

die Parteien konkret iber die Umsetzung und die Kostentragung von verkehrlichen Ande-
rungen sowie dem Ausgleich von ggf. bestehenden wirtschaftlichen Ungleichgewichten
bis zum (schrittweisen) Wirksamwerden von Zweckvereinbarungen nach § 2 verstandi-
gen, um einen verkehrlichen wie auch wirtschaftlichen Interessensausgleich zwischen den
Parteien zu erreichen bzw. sicherzustellen.



§4
Ubergreifende Thematik ,,StUB“

Die Parteien sind sich daruber einig, dass eine Realisierung der StUB durch den Zweckver-
band Stadt-Umland-Bahn — unabhangig von der Erreichung der Zielsetzung/Zielgestaltung
nach & 2 oder des Ubergangszeitraums nach § 3 — zu erheblichen Anderungswiinschen und
ggf. auch -notwendigkeiten im Stadtbusverkehr wie auch im Regionalbusverkehr fiihren
kann. Vor diesem Hintergrund berlicksichtigen die Parteien in zeitlich, inhaltlich wie auch
verfahrenstechnischer Hinsicht bei ihren zukiinftigen Vergaben von 6ffentlichen Dienstleis-
tungsvertragen/Verkehrsvertragen die jeweils aktuellen Planungen zur Realisierung der StUB
mit der Zielstellung ,friihestmdgliche Ausrichtung/Umstellung des OPNV im Stadt-/Land-
kreisgebiet auf die StUB”. Dieser Zielstellung tragen sie, dort wo dies nach Abwagung der be-
treffenden verkehrlichen und finanziellen Aspekte sinnvoll erscheint, etwa mittels zeitlicher
Flexibilisierung der Regellaufzeiten der vergebenen 6ffentlichen Dienstleistungsauf-
trage/Verkehrsvertrage (z.B. kiirzere Grundlaufzeit als 10 Jahre ggf. mit Verlangerungsrech-
ten) und/oder Implementierung und Ausgestaltung von Fortschreibungsmaoglichkeiten in
den offentlichen Dienstleistungsauftragen/Verkehrsvertragen, die eine moglichst umfas-
sende Zusammenfihrung und Harmonisierung der Linien/Linienblindel auf das Gberortliche
Verkehrssystem StUB als (zukiinftiges) Riickgrat des OPNV fiir Stadt und Landkreis ermégli-
chen in ihren jeweiligen Planungen, Verkehrsvertragen etc. Rechnung.

Die vorstehenden MaRnahmen kénnen zudem von den Parteien auch gezielt dazu genutzt
werden, bestehende Parallelverkehre bzw. deren Neu-/Fortbestehen effektiv entgegenwir-
ken zu kénnen.

§5
Zeitplan, Arbeitskreis und Schlussbestimmung

(1) Die Parteien beabsichtigen, unverziglich mit der konkreten Erhebung und Ermittlung des
aktuellen Sachstands nach § 3 Abs. 2 zu beginnen, deren Verlauf proaktiv und konstruktiv
zu fordern und diese alsbald zum Abschluss zu bringen.

(2) Die Parteien beabsichtigen, die bereits nach Art. 5 KommZG bestehende besondere Ar-
beitsgemeinschaft ,,Grenzliberschreitender Nahverkehr” fiir die inhaltliche Umsetzung
und gesamthafte Steuerung des Verfahrens zur Umsetzung dieser Vereinbarung zu nut-
zen.

(3) Diese Absichtserklarung begriindet fur keine der Parteien die Verpflichtung, die MalRnah-
men nach § 1 bis § 4 durchzufuhren.

(4) Die Parteien verzichten, soweit gesetzlich zuldssig, auf samtliche gegenseitige Anspriiche
aus dieser Vereinbarung. Dies gilt auch fir eine etwaige Erstattung von Aufwendungen,
welche sich aufgrund einer Abstandnahme von dieser Absichtserkldarung als vergeblich
herausstellen.



Erlangen,

Landkreis Erlangen-Hochstadt Stadt Erlangen



Landkreis Erlangen-H6chstadt

Informationsvorlage

Vorlage Nr.: AL 2/013/2023

Sachgebiet: Abteilung 2 - Kommunales und Jugend Datum: 12.06.2023
Bearbeitung: Manuel Hartel AZ:

Beratungsfolge Termin Behandlung
Kreisausschuss 23.06.2023 offentliche Sitzung

OPNV; VGN-Strategie 2030

Sachverhalt:

Mit der Sitzung des Grundvertrags-Ausschusses des VGN am Donnerstag, 11. Mai 2023
startet der Verkehrsverbund Grof3raum Nurnberg die Diskussion (ber die kinftige
Ausrichtung und Gestaltung des Verkehrsverbundes sowie seiner Verkehrsangebote. Dazu
hatte bereits am 19. April 2023 ein Expertenkreis mit Vertretern aus Politik, Verwaltung,
Verkehrsunternehmen und Verbundgesellschaft einen Strategieentwurf zur
Weiterentwicklung des offentlichen Personennahverkehrs im VGN auf den Weg gebracht. In
den Sommersitzungen der Verbundgremien im Juli, sollen die weiteren Schritte fir die
gemeinsame Strategie 2030 beschlossen werden. Ziel ist eine Weiterentwicklung des VGN
zu einem Mobilitats- und Umweltverbund, in dem einfach nutzbare, attraktive
Mobilitatsangebote zu einer Erhéhung der Fahrgastzahlen um 40 Prozent bis 2030 fihren,
um eine splrbare Reduzierung des CO2-Ausstol3es des Verkehrssektors im Gebiet der
Metropolregion Nirnberg zu erreichen. Die Partner im VGN wollen damit auch ihren Beitrag
zu der vom Freistaat Bayern formulierten Zielsetzung einer deutlichen Erhéhung der
Fahrgastzahlen in ganz Bayern bis zum Jahr 2030 leisten. Priorisiert nach Dringlichkeit
wurden im Rahmen der VGN-Strategie 2030 bereits mehrere MaRnahmen aus
verschiedenen Handlungsfeldern vorgeschlagen. Die verschiedenen Handlungsfelder
betreffen etwa die Entwicklung Ubergreifender Standards, zum Beispiel fur die
Bedienungsqualitat, Vertaktung und Erreichbarkeit von Haltestellen in den verschiedenen
Raumkategorien, eine bessere Verkniipfung des OPNV mit anderen Verkehrsmitteln sowie
die Weiterentwicklung der digitalen Vertriebsstrategie. Die Umsetzung der vorgeschlagenen
MaRnahmen wird mit einem hohen Finanzierungsaufwand einhergehen. Dies wird auch eine
noch stérkere finanzielle Unterstiitzung der Kommunen durch Bund und Freistaat erfordern.
Auch werden damit Diskussionen einhergehen, wie die Struktur des Verkehrsverbunds den
neuen Anforderungen angepasst werden muss.

Die Empfehlungen des Expertenkreises werden nun in die Verbundgremien zur weiteren
Beratung und Abstimmung eingebracht. Ziel ist es, gemeinsame Schwerpunkte und
Umsetzungsszenarien zu vereinbaren, friihzeitig die Finanzierung vor allem auch mit Bund
und Land zu klaren, um bis 2030 die Ziele der Fahrgaststeigerung und der Reduzierung des
CO2-Ausstol3es erreichen zu kdnnen. Zu diesem Zweck ist als néchstes vorgesehen, dass
die Verbundpartner noch vor der Sommerpause einen Letter of Intent unterzeichnen werden,
um die weiteren Planungsschritte zu vereinbaren, MalRhahmen zu konkretisieren,
Finanzierungsbedarfe zu ermitteln und die Finanzierung zu klaren, so dass zum Ende des



Jahres die notwendigen Entscheidungen im Verbund sowie in den kommunalen Gremien
getroffen werden kénnen.

Aus Sicht der Verwaltung wird die vorgeschlagenen VGN-Strategie 2030 positiv bewertet,
um den Verbund fir die Herausforderungen der Verkehrswende schlagkraftiger zu gestalten
und das Angebot auszubauen. U.a. fur interessierte Kreisratinnen und Kreisrate bietet der
VGN am 20.06.23 um 17 Uhr eine kurze Video-Ergebnisprasentation der VGN-Strategie
2030 an. Teilnahmewiinsche kénnen an die Verwaltung gerichtet werden.

Uber den Fortgang der Verhandlungen wird die Verwaltung weiter berichten.



An den Landrat _

des Landkreises Erlangen-Héchstadt

Nigelsbachstrae 1 "

91052 Erlangen ‘

Erlangen-Hochstadt, den 04.04.2023

Linie 205

Sehr geehrter Herr Landrat, lieber Alexander,

wir bitten zu iiberpriifen, ob es bei der Linie 205 an Samstagen, Sonn- und Feiertagen
moglich ist, die friiheste Fahrt aus Erlangen in Richtung Héchstadt (iiber Gremsdorf) bereits
so wie an Werktagen beginnen zu lassen.

Begriindung:

Unter anderem die Barmherzigen Briider in Gremsdorf, aber auch Mitarbeiter*innen in
unserer Neuen Anna (Kreiskrankenhaus Héchstadt an der Aisch) beginnen regelméf3ig ihre
Arbeit zur Betreuung der Menschen mit Behinderung - auch an Samstagen, Sonn- und
Feiertagen - bereits um 6 Uhr. Wenn kiinftige Fachkrafte auf den OPNV angewiesen sind,
stellt dies ein Problem bei der Fachkraftegewinnung dar. ‘

Sollten der Verwaltung dhnlich gelagerte Fille bei anderen Einrichtungen im Landkreis
bekannt sein, bitten wir auch diese zu liberprifen.

Mit freundlichen Griifden,-

Gez. o

Dr. German Hacker Christian Pech’
Fraktionsvorsitzender Kreisrat p
SPD Kreisverband . e-Mail:

Erlangen-Hochstadt info@spd-erh.de ) http://www.spd-erh.de
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Vorstellung
Brand- und Katastrophenschutzzentrum flir
den Landkreis Erlangen-Hochstadt

ldeen — Konzept — Planung
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Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Das sind die Notizen zu dieser Folie


Aufgabe des Landkreises (gem. Art. 2 BayFwG und Ar.t 1 BayKSG) LANDKREIS
ERLANGEN-HOCHSTADT

[ ] .

Pflichtaufgabe des Landkreises :

— Beschaffung lGberortlich erforderlicher Fahrzeuge und
Ausstattung

— Bereitstellung der erforderlichen Einrichtungen

— Treffen von Vorbereitungsmalinahmen zur

Katastrophenabwehr

* |m Ermessen des Landkreises:

Forderung und Durchfiihrung der Aus- und Fortbildung der
Feuerwehrdienstleistenden




Aktuelle Unterstell- und Lagersituation

Lager HOchstadt:
Anhanger Jugend
Verschiedene Rollcontainer

—> Kiinftig in Lagerhalle - Ay

AB MGH = = ‘“’% £

kiinftig: AB Gefahrgut

HelRdorf: —
Dekon P

Geratewagen Dekon :%

Bauhof HeRdorf: )

Kinftig: 1 Anhanger
Anhanger Strom

Herzogenaurach: =
Brandsimulationsanlage
Schaumtrainer
Rollcontainer Absturzsicherung
UTV + Anhanger
Atemschutziibungsstrecke
Atemschutzwerkstatt

Niederndorf - Lagerhalle:
Insb. Ausstattung Kat-Schutz
Anhanger

LANDKREIS
ERLANGEN-HOCHSTADT

Hemhofen:
Kdhlanhanger

Roéttenbach:
Tankkonzept

Baiersdorf:
ELW 1
Katastrophenschutzboot

”d Bubenreuth:
o Sandsacklogistik

Eschenau:
Kinftig: ELW 2

* L ‘ Heroldsberg:
"ﬁﬁ‘? Schlauchwagen
£ h |

Landratsamt:

Ausstattung HLK
Kat-Schutz Ausstattung
- Kinftig teilweise in Lagerhalle

/m;tropolregion niirnberg
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LANDKREIS
ERLANGEN-HOCHSTADT

Bereits geplante und erforderliche weitere Investitionen

* Vervollstandigung des Wechselladerkonzepts
* weiteres Wechselladerfahrzeug
e Abrollbehalter

* Logistikfahrzeug

* Entsorgungsanhanger

* Erneuerung der Atemschutzwerkstatt und der Atemschutztibungsstrecke
(Am derzeitigen Standort normgerecht nicht realisierbar)

* Geplante Zuweisungen vom Bund/ Land:
* LF KatS
* SW KatS
* Geratesatz Strom

* Erkundungskraftwagen
- Weiterer Bedarf an Unterstellmoglichkeiten absehbar

/m;tropolregion nirnberg
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Idee L%NDKREIS
ERLANGEN-HOCHSTADT

e Zusammenfassung aller landkreiseigenen Ausstattung an einem Ort

« Die fur den Erstangriff erforderlichen Ausstattungen verbleiben bei den Feuerwehren
e Schaffung einer zeitgemaRen Ubungsanlage inkl. Schulungsriaumen

« Effektive Nutzung und Auslastung von Flachen und Material

e Schaffung von Redundanzen

5 /me'tropolregion niirnberg
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LANDKREIS
ERLANGEN-HOCHSTADT

Bereiche

- Atemschutzwerkstatt und — Ubungsstrecke

Betriebswohnungen

- Ve rwa It u n g 35 Parkplalze Papeins
Ein-/ Ausfahrt
- Fahrzeughalle e
M= 1 o 25 Alarmparkplatze
1 e -
i |1 - -I_”_ S EES
- Einsatz = pop | |
I. 1 ol S N N o e DO ol e |
; I’ ] Falhrzet.:ghaI; S;0.00'IU.O;J =] T
- Zentrale Werkstatten | ] L ftade bets
= Alarmhof
- Lager
- Ausbildung | H |
1 Ubungshof
- AuBRenflachen > M \
Beispielbild

6 /me’tropolregion niirnberg
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LANDKREIS

Aktuelle Unterstell- und Lagersituation )
ERLANGEN-HOCHSTADT

Lager Hochstadt: Hemhofen:
Anhanger Jugend Kidhlanhanger
Verschiedene Rollcontainer

- Kinftig in Lagerhalle

Rottenbach:

_ ' e L S ANy Tankkonzept Baiersdorf:

Hochstadt: : : —p A ELW 1
AB MGH e, - sf S Katastrophenschutzboot
kiinftig: AB Gefahrgut | 5 L
Hel3dorf: — F’# Bubenreuth:
Kyt Sandsacklogistik

. i : !
.
—

Anhanger Strom

Herzogenaurach: = : - o ' N =t
Brandsimulationsanlage - \

Schaumtrainer

Rollcontainer Absturzsicherung : = : 4 ﬁ-- < ?:hrglﬁzﬁ\?vrag:en
UTV + Anhanger . ¥ g
B ~

Atemschutziibungsstrecke

Dekon P 9 Apa _
Geratewagen Dekon IT = b
Kinftig: 1 Anhianger  Bauhof Hedorf —

Eschenau:
Kinftig: ELW 2

Niederndorf - Lagerhalle: Landratsamt:
Atemschutzwerkstatt
Insb. Ausstattung Kat-Schutz Ausstattung HLK
Anhéinger Kat-Schutz Ausstattu ng /métropolregion niirnberg

- Kinftig teilweise in Lagerhalle



Unterbringung im Brand- und Katastrophenschutzzentrum

Fahrzeuge:

1 Wechselladerfahrzeug

Abrollbehalter

ggf. ELW 1 (UG-OEL)

1 Logistikfahrzeug

1 Schlauchwagen KatS

1 LF KatS

ABC-Zug:
Dekon P
Geratewagen Dekon
ggf. Anhanger
ggf. Erkundungskraftwagen

Anhanger:

Jugend

Kihlanhanger

Notstrom
Brandsimulationsanlage
Schaumtrainer

LANDKREIS
ERLANGEN-HOCHSTADT

Material:

Feldbetten und Zubehor
Ausstattung
Hilfeleistungskontingent

/me’tropolregion niirnberg
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LANDKREIS

Unterstell- und Lagersituation bei Verwirklichung eines Brand- i
ERLANGEN-HOCHSTADT

und Katastrophenschutzzentrums

Rottenbach:
Tankkonzept
Hochstadt: e
WLF
AB
.-._.... :T."'-J.._

Bauhof HeRdorf:

Anhanger Strom Eschenau:

Kiinftig: ELW 2

Herzogenaurach: = L~/ - Heroldsberg:
WLEF Schlauchwagen
AB WLF

AB

/metropolregion niirnberg

nnnnnnnnnnnnnnnnnnnnn




Grobkonzept

10

M1

M2

M3

M4

M5

LANDKREIS
ERLANGEN-HOCHSTADT

Ggf. Moglichkeit der Errichtung in Modularbauweise:

Verwaltung

« Atemschutzwerkstatt, Atemschutzubungsstrecke ]

Fahrzeughalle

 Werkstatten )
~
« Lager
J
)
« Ausbildung
J
* Aussenflachen ]

/m;tropolregion nirnberg
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LANDKREIS

Standort g
ERLANGEN-HOCHSTADT

* zentral gelegen
» verkehrsglinstig (Autobahnnahe)
e aullerhalb von Ortschaften bzw.

Gewerbegebiet etc.

11



LANDKREIS

Vorteile .
ERLANGEN-HOCHSTADT

* Entfall der Mieten

e zentrale Wartung moglich

« besserer Uberblick tiber Zustand und Einsatz der vorhandenen Ausriistung
* Entlastung der ehrenamtlichen Feuerwehrdienstleistenden

* Schaffung normgerechter und mit der UVV vereinbarer Rahmenbedingungen

/me’tropolregion niirnberg
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LANDKREIS

Aktuelle laufende Kosten )
ERLANGEN-HOCHSTADT

Miete fur das Unterstellen von Fahrzeugen 15.000,00 €
Lagerhalle (ohne Nebenkosten) 14.280,00 €
Miete Atemschutzwerkstatt 13.100,00 €
Aufwandsentschadigung Atemschutzstrecke Ca. 57.000,00 €

(jahrliche Dynamisierung)

Ggf. weitere Unterstellkosten 8.000,00 €

Summe 107.380,00 € jahrliche Kosten

/m;tropolregion niirnberg
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LANDKREIS

Fordermoglichkeiten f
ERLANGEN-HOCHSTADT

Bereits positive Rickmeldung der Regierung von Mittelfranken

* Zuschuss in Hohe von bis zu 1,6 Mio. € fur die (18) Stellplatze (Fahrzeuge/Anhanger)
e Zuschuss in Hohe von bis zu 33.000,00 € fiur die Atemschutzwerkstatt

e Zuschuss in Hohe von bis zu 66.000,00 € fur die Atemschutzibungsstrecke

- Gesamt: ggf. ca. 1,7 Mio. € an Zuschiissen moglich

Aullerdem je nach Bauweise ggf. weitere Zuschisse der KfW, BAFA moglich.

Ggf. weitere Einsparungen durch Kooperationen mit anderen Hilfsorganisationen maoglich

/me’tropolregion niirnberg
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LANDKREIS

Weiteres Vorgehen g
ERLANGEN-HOCHSTADT

>Planung>> M1 >> >> M5 >

/m;tropolregion niirnberg
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Landkreis Erlangen-H6chstadt

Informationsvorlage

Vorlage Nr.: SG12/154/2023

Sachgebiet: SG 12 - Finanzen und Schulen Datum: 12.06.2023
Bearbeitung:  Julia Schréder AZ: 12
Beratungsfolge Termin Behandlung
Kreisausschuss 23.06.2023 offentliche Sitzung

Bekanntgabe der in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschlisse

Sachverhalt:

Der Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 21.04.2023 nichtoffentliche Beschlisse
gefasst.

Hierzu wird 6ffentlich bekannt gegeben:
Der Auftrag zur Lieferung und Inbetriebnahme von zwei Kassenautomaten in Form eines

Leasingvertrages fur das Landratsamt Erlangen-Hochstadt wurde der Firma ght GmbH,
Schafhofstr. 2, 90411 Nurnberg erteilt.



